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Was bisher geschah...

• Schwintowski/Schah 
Sedi/Schah Sedi, 
Handbuch 
Schmerzensgeld , 1. 
Auflage 2013

• OLG Frankfurt a.M., Urteil 
vom 18.10.2018 - 22 U 
97/16 - NJW 2019, 442
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Was bisher geschah...

• Schwintowski/Schah 
Sedi/Schah Sedi, 
Handbuch 
Schmerzensgeld , 2. 
Auflage 2020

• OLG Frankfurt, Urteil vom 
04.06.2020 - 22 U 244/19 -
VersR 2021, 127
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OLG Frankfurt 
a.M., Urteil vom 
18.10.2018 
- 22 U 97/16 -
NJW 2019, 442

• Der Kl. erlitt (Anfang März 2014) eine 
Radiusmehrfachfraktur links, eine HWS-
Distorsion, eine Bauchwandprellung und 
Sensibilitätsstörungen im Bereich der Finger. 
Der Bruch wurde osteosynthetisch und mit 
einem gelenküberbrückenden Fixateur externe 
versorgt. Der Kl. befand sich dann in 
stationärer Behandlung und war insgesamt bis 
zum 31.7.2014 krankgeschrieben.

• LG Darmstadt: 5.500 € Schmerzensgeld
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• OLG Frankfurt: 11.000 € Schmerzensgeld

• Der Senat beruft sich zunächst auf Vergleichsentscheidungen, die 
hinsichtlich des Umfangs der Verletzungen und der Höhe des 
Schmerzensgeldes mit dem vorliegenden Fall vergleichbar sind.
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Der Senat hält allerdings einen Vergleich mit anderen Entscheidungen, 
sowie auch die Berücksichtigung aller Umstände, insbesondere auch 
des Alters der Verletzten und der Dauer der Beeinträchtigungen im 
Wege einer pauschalen Betrachtung für unzureichend, um den Umfang 
der Beeinträchtigungen eines Verletzten gleichmäßig und auch für 
Geschädigte voraussehbar zu berechnen. Die Erfahrungen des Senats 
zeigen, dass die Bemessung eines Schmerzensgeldes in geradezu 
extremer Art und Weise von der persönlichen Situation des 
erkennenden Richters, den Vorstellungen, die der Rechtsanwalt des 
Geschädigten äußert und auch von dem Landstrich abhängt, in dem 
sich das Gericht befindet.

05.05.2022 Versicherungsrecht Aktuell 7



(P) Dauer der Beeinträchtigung, Beispiel Unterschenkelamputation

• das OLG Hamm (Urt. v. 19.11.2001 – 13 U 136/98, BeckRS 2006, 
1649 ) und das OLG München (SpuRT 2006, 167) haben bei jungen 
Frauen Schmerzensgelder von 40.000 Euro bzw. 45.000 Euro 
angenommen.

• Verteilt man diesen Betrag auf eine Lebenserwartung von noch 40 
Jahren, so ergibt sich ein Tagessatz von 3 Euro. Dies erscheint dem 
Senat als unerträglich.
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Berechnung des Schmerzensgeldes nach den Kriterien, die in dem 
„Handbuch Schmerzensgeld“ (Schwintowski/Schah Sedi, 2013) zugrunde 
gelegt sind:

• Annahme, dass der Schmerz und die Beeinträchtigung zunächst für jeden 
Menschen gleich sind, also weder nach dem Einkommen noch nach dem 
persönlichen Status unterschiedlich bewertet werden dürfen.

• --> Maßgeblichkeit eines Durchschnittseinkommen, das als Grundlage 
unterschiedlicher Wertungsstufen herangezogen werden kann; 
Bruttonationaleinkommen je Einwohner von monatlich 2.670,16 Euro
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• Nimmt man für den Aufenthalt in einer Normalstation eines Krankenhauses einen Betrag von 
10 % dieses Einkommens als Ausgleichsbetrag an, ergibt sich für die 11 Tage des 
Krankenhausaufenthalts des Kl. ein Betrag von 2937,11 Euro; für die Zeit der Arbeitsunfähigkeit 
könnte nach diesem System ein Betrag von 7 % pro Tag, mithin 186,91 Euro, angesetzt werden.

• Tatsächlich ist die Arbeitsunfähigkeit allerdings kein ausreichend taugliches Merkmal, da diese 
lediglich pauschal wiedergibt, ob der behandelnde Arzt den Patienten für arbeitsfähig hält oder 
nicht, nichts aber darüber aussagt, inwieweit tatsächlich eine Beeinträchtigung vorliegt, deshalb 
Abstellen auf den Grad der Schädigungsfolgen (GdS) ab, wie er auf der Grundlage der Anlage zu §
2 der Versorgungsmedizinverordnung vom 10.12.2008 bemessen wird.

• Nach der darin befindlichen Tabelle ist bei den Beeinträchtigungen des Kl. von einer 
50prozentigen Beeinträchtigung auszugehen, so dass sich als Tagessatzein Betrag von 50 % des 
Betrags von 186,91 Euro täglich ergibt, der als Tagessatz von 7 % des Bruttonationaleinkommens 
angenommen wird.

• Dies macht für den Zeitraum vom 13.3. bis 27.4.2014 (46 Tage) einen Betrag von 4298,93 Euro 
aus. Für den Zeitraum vom 28.4. bis 31.7.2014 sind, nach den glaubhaften Angaben des Kl., 25 % 
Minderung anzusetzen, so dass sich bei 95 Tagen und einem Tagessatz von 46,72 Euro ein 
Gesamtbetrag von 4438,40 Euro ergibt.

= gesamt 11.674,44 Euro.
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• Das System des taggenauen Schmerzensgeldes 
bleibt an dieser Stelle allerdings nicht stehen, 
sondern sieht auf einer zweiten Stufe individuelle 
Zu- und Abschläge vor.

= 11.000 € Schmerzensgeld
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OLG 
Frankfurt, 
04.06.2020 -
22 U 244/19

• Der Kl. erlitt erhebliche Verletzungen, unter anderem 
eine erstgradig offene Unterschenkelfraktur rechts, 
einen knöchernen Kollateralbandausriss am 
Wadenbein links, eine minimale intracerebrale
Gehirnblutung fronto-parietal rechts sowie eine Ruptur 
der Fibulotalarbänder des oberen Sprunggelenks.

• Im Zeitraum zwischen dem Unfallereignis und Februar 
2015 wurde der Kl. 13-mal stationär in Krankenhäusern 
behandelt, in denen er insgesamt über 500 Tage 
verbrachte. Es wurden mehrere Revisionsoperationen 
und Materialentfernungen durchgeführt, bis 
schließlich aufgrund eines persistierenden Infekts im 
November 2014 der rechte Unterschenkel amputiert 
und der Kl. mit einer Endoprothese versorgt wurde. 

• Der Kl. ist in Folge des Verkehrsunfalls zu mindestens 
60% in seiner Erwerbsfähigkeit gemindert.
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• LG = 100.000 € Schmerzensgeld angemessen

• OLG Frankfurt = 200.000 € Schmerzensgeld

• in Weiterentwicklung seiner Rechtsprechung geht das OLG Frankfurt nun zur 
Vereinfachung von einem Betrag von 150,00 € /Tag für den Aufenthalt auf der 
Intensivstation, 100,00 €/Tag auf der Normalstation, 60,00 €/Tag in der 
Rehabilitationsklinik und 40,00 € pro Tag bei 100% GdB aus.

• dies entspricht bei einem durchschnittlichen monatlichen Bruttoeinkommen 
im Jahr 2011 von 2.670,17 € etwa 5%, 3%, 2% und 1%.

= Plausibilitätskontrolle!
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Und der BGH?
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• Vereinigte Großen Senate des BGH: Grundsätze der 
Schmerzensgeldbemessung zuletzt mit Beschl. v. 16.9.2016 (r+s 2017, 
101) bestätigt

• BGH jetzt: auch auf der Grundlage des eingeschränkten 
revisionsrechtlichen Prüfungsmaßstabs lässt das Berufungsurteil 
Rechtsfehler erkennen
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• Maßgebend für die Höhe des Schmerzensgeldes sind im Wesentlichen die 
Schwere der Verletzungen, das durch diese bedingte Leiden, dessen Dauer, 
das Ausmaß der Wahrnehmung der Beeinträchtigung durch den Verletzten 
und der Grad des Verschuldens des Schädigers. 

• Dabei geht es nicht um eine isolierte Schau auf einzelne Umstände des Falles, 
sondern um eine Gesamtbetrachtung aller Umstände des Einzelfalls. Diese hat 
der Tatrichter zunächst sämtlich in den Blick zu nehmen, dann die 
fallprägenden Umstände zu bestimmen und diese im Verhältnis zueinander zu 
gewichten. 

• Dabei ist in erster Linie die Höhe und das Maß der entstandenen 
Lebensbeeinträchtigung zu berücksichtigen; hier liegt das Schwergewicht. Auf 
der Grundlage dieser Gesamtbetrachtung ist eine einheitliche Entschädigung 
für das sich insgesamt darbietende Schadensbild festzusetzen, die sich jedoch 
nicht streng rechnerisch ermitteln lässt.
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• Das alleinige Abstellen auf die Dauer des Krankenhausaufenthalts und 
auf die Frage, ob der Geschädigte auf der Intensiv- oder einer 
Normalstation behandelt wurde, gründet auf der Annahme, dass sich 
die Lebensbeeinträchtigung zweier Patienten, die für dieselbe Dauer 
auf der gleichen Stationsart behandelt werden, unabhängig davon 
entspreche, ob Auslöser für die Behandlung etwa eine 
Querschnittlähmung oder Arm- und Rippenfrakturen seien (so 
ausdrücklich Schwintowski, aaO, S. 48 Rn. 122...)

• BGH: erlittene Verletzungen maßgeblich, auch: wie wurden 
Verletzungen behandelt, welches individuelle Leid wurde durch 
diese und ggf. auch durch die Behandlungsmaßnahmen ausgelöst
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• Umfang des individuellen Leidens, dem ein Geschädigter infolge von 
Dauerschäden ausgesetzt ist, kann nicht durch die isolierte 
Betrachtung der körperlichen und/oder psychischen Defizite ermittelt 
werden.

• hängt vielmehr ganz wesentlich von den individuellen 
Lebensumständen des Geschädigten ab

• Die Amputation eines Unterschenkels stellt sich für einen 
Leistungssportler, der sich beruflich neu orientieren muss, als 
gravierenderer Einschnitt in sein Leben dar als für einen 
Geschädigten, der eine Bürotätigkeit ausübt und diese auch weiterhin 
ausüben kann. 
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• Der Referenzgröße des Bruttonationaleinkommens fehlt als rein 
statistischer Größe jeder systematische Bezug zu dem individuellen 
immateriellen Schaden, der mit dem Schmerzensgeld ausgeglichen 
werden soll

• Koppelung der„Gleichheit vor dem Schmerz“ mit der „Gleichheit vor 
dem Durchschnittseinkommen“ = unzulässige Abkopplung von dem 
eigentlichen Maßstab zur Bemessung einer billigen Entschädigung in 
Geld (§ 253 Abs. 2 BGB), nämlich der gerade individuell zu 
ermittelnden Lebensbeeinträchtigung des Geschädigten
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• Schlechterdings nicht mehr nachvollziehbar ist die Festsetzung der 
auf die jeweiligen Behandlungsstufen (Intensivstation, Normalstation, 
stationäre Reha) sowie auf einen hundertprozentigen Grad der 
Schädigungsfolgen entfallenden Prozentsätze auf 5%, 3%, 2% und 1% 
des monatlichen Pro-Kopf-Bruttonationaleinkommens

• Die angegriffene Entscheidung lässt jede Begründung für diese 
Setzung vermissen, deren Beliebigkeit sich schon daraus ergibt, dass 
das Berufungsgericht in seiner früheren Entscheidung vom 
18.10.2018 ebenfalls ohne tragfähige Begründung deutlich höhere 
Prozentsätze (10% für Normalstation, 7% für hundertprozentigen 
Grad der Schädigungsfolgen) gewählt hat
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1 Mio. € 
Schmerzensgeld

LG Limburg ,Urteil vom 28. Juni 2021 – 1 O 45/15
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• Kläger macht Schadensersatzansprüche aus einer behaupteten 
fehlerhaften ärztlichen bzw. pflegerischen Versorgung geltend

• der Kläger (zum Schadenzeitpunkt noch keine 2 Jahre alt) wurde in 
das Haus der Beklagten zu 1 wegen einer obstruktiven Bronchitis, 
drohender respiratorischer Insuffizienz sowie Verdachts auf 
Bronchopneumonie und fieberhaften Infekt stationär eingewiesen
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• Die Beklagte zu 2 sollte dem Klägers als diensthabende Krankenschwester 
ein Antibiotikum als Injektion verabreichen.

• Der Kläger hielt Apfelstücke und Chips in der Hand und hatte seine 
Wangentaschen wie ein Hamster gefüllt

• Seine Mutter habe darum gebeten, ihn erst fertig essen zu lassen. Es sei 
erkennbar gewesen, dass sein Mund zum Zeitpunkt der Antibiotikagabe 
noch gefüllt gewesen sei.

• Er habe bei der Verabreichung des Antibiotikums und der Kochsalzlösung 
ununterbrochen geschrien und sich dabei verschluckt. Er habe begonnen, 
heftig zu husten. Er sei blau angelaufen.

• Die Beklagte zu 2 nahm den Kläger hoch und schüttelte ihn mit nach oben 
gerichtetem Kopf nach oben und unten
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• Kläger leidet infolge eines hypoxischen Hirnschadens u.a. an einer Epilepsie 
mit hochfrequenten tonisch-klonischen Anfällen, deren Symptome u.a. mit 
einem Initialschrei, Stöhnen, Bewusstseinsverlust, starren, meist leicht 
gebeugten Armen und gestreckten Beinen, Apnoe, Speichelfluss und 
rhythmischen Zuckungen oder stoßartiger Atmung einhergehen. 

• Er leidet an einer Intelligenzminderung ohne aktive Sprache, einer 
Hüftluxation rechts und Problemen an der Wirbelsäule, deren Operation zu 
diesem Zeitpunkt noch offen war. Beim Füttern leidet er zum Teil unter 
Ängsten. 

• Er besuchte die Schule für Blinde und Sehbehinderte in …, wo er 
wöchentlich mehrmals Physiotherapie, Ergotherapie, Logopädie erhielt. Er 
hatte einen GdB von 100%, Pflegegrad 5. 

• Er litt an einer ausgeprägten Tetraspastik. Es bestand ein erhöhtes SUDEP-
Risiko (sudden unexpected death in epilepsy), da er im Schlaf mehrfach 
kurze und lautlose Anfälle erlitt.
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• beantragt: 500.000,00 € nebst 5% Zinsen über dem 
Basiszinssatz seit Rechtshängigkeit + Feststellungsantrag

• zugesprochen: 1.000.000,00 € Schmerzensgeld nebst 
Feststellungsantrag
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• Der Kläger ist an seiner Gesundheit unstreitig schwer geschädigt; vom 
Ausmaß dieser Schäden konnte sich die Kammer im Zuge der mündlichen 
Verhandlung, in der der Kläger persönlich anwesend war, auch selbst ein 
eindrückliches Bild verschaffen.

• Diese rechtswidrigen und schuldhaften Rechtsgutsverletzungen des Klägers 
haben zur Überzeugung der Kammer vor allem zu folgenden unmittelbaren 
und mittelbaren Gesundheitsschäden beim Kläger geführt:

• Reanimationspflichtiger Atemstillstand, hypoxischer Hirnschaden, infantile 
Zerebralparese, Epilepsie, Tetraspastik, Hüftluxation, Dysphagie 
(Schluckstörung), Intelligenzminderung ohne aktive Sprache.
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Mitverschulden der Mutter oder des Vaters des Klägers nach §§
278, 254 Abs. 1 BGB?

Zwar sind Chips und Apfelstücke für ein Kind dieses Alters 
ungeeignete Nahrung und die Eltern des Klägers sind dem 
Sorgfaltsmaßstab des § 1664 Abs. 1 BGB entsprechend von einer 
Haftung gegenüber ihrem Sohn befreit, da sie jedenfalls diejenige 
Sorgfalt angewandt haben, die sie in eigenen Angelegenheiten 
anzuwenden pflegen. Die Ernährung des Kindes dürfte 
maßgeblich von Erfahrung und Bildungsstand der Eltern sowie 
ihrer Einstellung zum Thema gesunde Ernährung abhängen; dass 
Kindern im Alter des Klägers auch ungesunde Nahrung gegeben 
wird, um ihnen Freude zu machen, und dass hierbei dann auch 
einmal Nahrungsmittel sind, die ein gewisses Gefahrenpotenzial 
aufweisen, ist an sich nicht ungewöhnlich
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Angewandte Kriterien für die 
Schmerzensgeldbemessung
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Das Schmerzensgeld soll seiner Funktion nach den Kläger für das 
erlittene körperliche und seelische Leid entschädigen. Zu 
berücksichtigen hierbei sind alle Umstände des jeweiligen Einzelfalls, 
von der Art der Verletzungshandlung an sich, deren unmittelbaren und 
mittelbaren körperlichen und seelischen Folgen, zu den Auswirkungen 
auf die sozialen Beziehungen des Klägers. Auf der anderen Seite sind 
ebenso zu berücksichtigen das Ausmaß des Verschuldens des 
Schädigers, seine wirtschaftlichen Verhältnisse, Auswirkungen eines 
Strafverfahrens und sein Verhalten im Rahmen der Regulierung.
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• Nur leichte Fahrlässigkeit der Beklagten zu 2, Routinevorgang, "in aller 
Regel geht's gut"; Schütteln des Klägers = Angst und Panik, 
menschlich nachvollziehbar

• Schuld von sich zu weisen, ist unter diesen Umständen ein natürlicher 
Schutzreflex, nicht edel, aber nachvollziehbar.

• Die Beklage zu 2) wird persönlich nicht für die Schäden einzustehen 
haben, vielmehr ist davon auszugehen, dass sie über eine 
Haftpflichtversicherung abgesichert ist. Besondere wirtschaftliche 
Konsequenzen sind daher nicht zu berücksichtigen
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• Hinsichtlich der Beklagten zu 4 (diensthabende Belegärztin auf der Station 
im Haus der Beklagten zu 1):

• Bei Bemessung des Schmerzensgeldes kann nicht, auch nicht in analoger 
Anwendung des § 425 Abs. 2 BGB, die möglicherweise fehlende 
Haftpflichtversicherung der Beklagten zu 4) berücksichtigt werden.

• Von dieser Tatsache hat die Kammer aufgrund des bei ihr vormals 
anhängigen Rechtsstreits der Beklagten zu 4) mit ihrer 
Haftpflichtversicherung Kenntnis. Allerdings ist über diese Frage nach dem 
Kenntnisstand der Kammer zum einen nicht rechtskräftig entschieden, zum 
anderen handelt es sich um eine Pflichtversicherung, für deren 
ordnungsgemäßen Abschluss die Beklagte zu 4) selbst Sorge tragen muss. 
Kommt es hierbei zu Fehlern, so liegen diese im Risikobereich der 
Beklagten zu 4) und dürfen nicht dem Geschädigten zur Last fallen.
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• Folgen für den Kläger gravierend

• ein auch nur näherungsweise normales Leben wird er nie führen können. 
Er kann nicht sprechen, nicht laufen. Eine normale Kindheit ist ihm 
weitgehend verwehrt geblieben. Er hat sie und wird auch seine Jugend-
und Erwachsenenzeit zu großen Teilen in Krankenhäusern, Reha-
Einrichtungen und mit sonstigen ärztlichen oder physiotherapeutischen 
Behandlungen und damit auch mit Schmerzen verbringen.

• Er kann sich kaum bewegen, nicht selbst essen oder sich waschen und 
pflegen. Rund um die Uhr ist er auf fremde Hilfe angewiesen. Seine Gefühle 
und Gedanken kann er nur eingeschränkt äußern. Selbst Essen und 
Schlafen sind für ihn infolge von Schluckbeschwerden und Epilepsie mit 
Angstzuständen verbunden.

05.05.2022 Versicherungsrecht Aktuell 33



• Die besondere Tragik liegt darin, dass einem noch so jungen 
Menschen jegliche Perspektive auf ein normales Leben genommen 
wurde. Dass sich an diesem Zustand etwas Wesentliches ändern wird, 
hält die Kammer infolge der vorgelegten Arztberichte und ihres 
persönlichen Eindrucks für ausgeschlossen 

• Das Landgericht … hat in dem Fall eines 17jährigen mit schwersten 
Gehirnschädigungen im Jahr 2019 ein Schmerzensgeld in Höhe von 
800.000 € zugesprochen (vgl. Urteil vom 06.11.2019 - …). Im dortigen 
Fall jedoch hatte der Geschädigte jedoch zumindest die Chance auf 
eine normale Kindheit und Jugend.
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BSV
BGH, Urteil vom 26.01.2022 - IV ZR 144/21
Übersicht zur bisherigen Rechtsprechung:

https://rsw.beck.de/zeitschriften/runds/sonderthema-betriebsschließungsversicherung
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§ 2 Versicherte Gefahren  

• Der Versicherer leistet Entschädigung, wenn die zuständige Behörde 
aufgrund des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von 
Infektionskrankheiten beim Menschen (Infektions-schutzgesetz - IfSG) beim 
Auftreten meldepflichtiger Krankheiten oder Krankheitserreger (siehe Nr. 2) 
den versicherten Betrieb oder eine versicherte Betriebsstätte zur 
Verhinderung der Verbreitung von meldepflichtigen Krankheiten oder 
Krankheitserregern beim Menschen schließt;

1. Versicherungsumfang  
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• Meldepflichtige Krankheiten und Krankheitserreger im Sinne dieser 
Zusatzbedingungen sind die folgenden, im Infektionsschutzgesetz in den 
§§ 6 und 7 namentlich genannten Krankheiten und Krankheitserreger: 

2. Meldepflichtige Krankheiten und Krankheitserreger

a) Krankheiten: …

b) Krankheitserreger: …  



• In § 2 Nr. 2 Buchst. a und b ZBSV 08 werden weder 

• die Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) noch das 

• Severe-Acute-Respiratory-Syndrome-Coronavirus (SARS-CoV) oder 

• das Severe-Acute-Respiratory-Syn-drome-Coronavirus-2 (SARS-CoV-2) 

aufgeführt. 



Themen

Intrinsisch Abschließend
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• Was soll der Versicherungsnehmer tun?

• Lesen!

• Denken: Zweck und der Sinnzusammenhang 
der Klauseln sind zu berücksichtigen, soweit 
sie für den Versicherungsnehmer erkennbar 
sind.
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• Intrinsische Infektionsgefahr ist nicht erforderlich

• Nach dem Wortlaut kein Anhaltspunkt für eine Differenzierung zwischen 
aus dem Betrieb oder von außerhalb des Betriebes herrührenden 
Gefahren. 

• Erkennbaren Sinn und Zweck der Betriebsschließungsversicherung:  VN soll 
gegen Ertragsausfälle infolge behördlich angeordneter 
Betriebsschließungen gesichert sein. Keinen Unterschied, ob sich diese 
Gefahr aus seinem Betrieb oder aus von außerhalbherrührenden 
Umständen ergibt. Die Betriebsschließung und der Ertragsausfallschaden 
treten in beiden Fällen gleichermaßen ein. 



Streit in Literatur und Rechtsprechung

Streitig, ob bei einer Klauselfassung wie in § 2 Nr. 2 AVB 
die dort genannten Krankheiten und Krankheitserreger 
nur beispielhaft aufgelistet werden und eine 
dynamische Verweisung der Bedingungen auf das 
Infektionsschutzgesetz vorliegt.
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Was macht der VN?

Der durchschnittliche VN wird sich zunächst am Wortlaut 
orientieren und in § 2 Nr. 1 ZBSV 08 dem Klammerzusatz 
"(siehe Nr. 2)" hinter den Worten "meldepflichtiger 
Krankheiten oder Krankheitserreger" entnehmen, dass die 
vom Versicherungsschutz umfassten meldepflichtigen 
Krankheiten und Krankheitserreger in § 2 Nr. 2 ZBSV 08 näher 
bestimmt werden. 
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Was macht der VN?

Sodann wird er diese Klausel in den Blick nehmen und an der 
Überschrift "2. Meldepflichtige Krankheiten und 
Krankheitserreger" und der anschließenden Formulierung 
"Meldepflichtige Krankheiten und Krankheitserreger im Sinne 
dieser Zusatzbedingungen sind …" erkennen, dass insoweit 
eine eigenständige Definition in den Bedingungen erfolgt.

05.05.2022 Versicherungsrecht Aktuell 44



Der durchschnittliche Versicherungsnehmer wird insbesondere feststellen, 
dass § 2 Nr. 2 nicht allein auf §§ 6 und 7 IfSG verweist, sondern nach dem 
Klauselwortlaut ausdrücklich 

"die folgenden" Krankheiten und Krankheitserreger 
versichert sind.
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• Die anschließende umfangreiche Aufzählung von Krankheiten und 
Krankheitserregern in Buchstabe a und b wird er als abschließend und nicht 
etwa als reine Information über den Inhalt des Infektionsschutzgesetzes 
erachten oder als Anpreisung des Versicherungsschutzes.

• Der Wortlaut gibt ihm keinen Hinweis für eine lediglich beispielhafte 
Auflistung, insbesondere fehlen Zusätze wie "zum Beispiel" oder "unter 
anderem„.
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BGH, Urteil vom 26. Januar 2022 - IV ZR 144/21

• Dem durchschnittlichen Versicherungsnehmer wird in diesem 
Zusammenhang auffallen, dass es der Regelung in § 2 Nr. 2 ZBSV 08 nicht 
bedurft hätte, wenn die Beklagte alle nach dem Infektionsschutzgesetz 
meldepflichtigen Krankheiten und Krankheitserreger mit ihrem 
Leistungsversprechen hätte erfassen wollen. 

!!Denn dann hätte sie es bei der Regelung in 
§ 2 Nr. 1 ZBSV 08 belassen können!!
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BGH, Urteil vom 26. Januar 2022 - IV ZR 144/21

• Der erkennbare Zweck und Sinnzusammenhang der Klausel spricht 
ebenfalls für die Abgeschlossenheit des Katalogs.

• Der durchschnittliche Versicherungsnehmer wird zwar einerseits ein 
Interesse an einem möglichst umfassenden Versicherungsschutz 
haben, andererseits aber nicht davon ausgehen können, dass der 
Versicherer auch für nicht im Katalog aufgeführte Krankheiten und 
Krankheitserreger die Deckung übernehmen will.
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Oliver Meixner
Fachanwalt für Versicherungsrecht

BGH, Urteil vom 26. Januar 2022 - IV ZR 144/21

Versicherungsrecht Aktuell 49

Der ausdrückliche Risikoausschluss von Prionenerkrankungen oder des Verdachts 
hierauf in § 4 Nr. 3 ZBSV 08 steht dem nicht entgegen.

Dem Ausschluss kommt nur eine klarstellende Bedeutung zu.

Der durchschnittliche Versicherungsnehmer wird nicht allein aus der Existenz eines 
solchen Ausschlusses auf eine fehlende Abgeschlossenheit des Katalogs schließen. 

Mangelende medizinischer Fachkenntnisse.



BGH, Urteil vom 26. Januar 2022 - IV ZR 144/21

Die Klausel hält der 
Inhaltskontrolle gemäß 

§ 307 Abs. 1 und 2 BGB stand. 

Keine unangemessene 
Benachteiligung nach 

§ 307 Abs. 1 Satz 1 BGB

Kein Verstoß gegen das 
Transparenzgebot des 

§ 307 Abs. 1 Satz 2 BGB
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BGH, Urteil vom 26. Januar 2022 - IV ZR 144/21
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§ 2 Nr. 2 ZBSV 08 verstößt nicht gegen das Transparenzgebot 

des § 307 Abs. 1 Satz 2 BGB

Der durchschnittliche Versicherungsnehmer entnimmt dem klaren Wortlaut der 
Bedingungen, dass in § 2 Nr. 2 ZBSV 08 die meldepflichtigen Krankheiten und 
Krankheitserreger abschließend definiert werden. 

Unerheblich ist, dass mit der Einfügung des Wortes "nur" oder "ausschließlich" 
der abschließende Charakter der Aufzählung noch verständlicher hätte gefasst 
werden können.



BGH, Urteil vom 26. Januar 2022 - IV ZR 144/21

• Für den Versicherungsnehmer ist hinreichend erkennbar,  dass der Katalog in § 2 Nr. 2 
ZBSV 08 nicht sämtliche nach dem Infektionsschutzgesetz meldepflichtigen 
Krankheiten und Krankheitserreger erfasst und daher Lücken im Versicherungsschutz 
bestehen. 

• Es ist erkennbar, dass mit der abschließenden Aufzählung von meldepflichtigen 
Krankheiten und Krankheitserregern in § 2 Nr. 2 ZBSV 08 eine Beschränkung des 
Versicherungsschutzes auf die dort genannten Krankheiten und Krankheitserreger 
verbunden ist.

• Ferner wird er erkennen, dass durch Änderungen des Infektionsschutzgesetzes 
andere Krankheiten und Krankheitserreger in das Gesetz aufgenommen werden 
können, die ebenfalls nicht von der abschließenden Aufzählung in den Bedingungen 
erfasst werden.
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BGH, Urteil vom 26. Januar 2022 - IV ZR 144/21

• Fehlende Deckungsgleichheit zwischen AVB und Gesetz führt nicht zur 
Intransparenz.

• Dem durchschnittlichen Versicherungsnehmer wird durch § 2 Nr. 2 
ZBSV 08 nicht suggeriert, dass die dort in den Katalogen aufgeführten 
Krankheiten und Krankheitserreger mit denjenigen identisch sind, die 
dem Stand der §§ 6, 7 IfSG im Zeitpunkt des Vertragsschlusses 
entsprachen.
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BGH, Urteil vom 26. Januar 2022 - IV ZR 144/21

• Das Anliegen des Versicherers ist erkennbar und nachvollziehbar.

• Insbesondere erkennt der VN, dass kein Versicherungsschutz für 
Krankheiten und Krankheitserreger gewährt werden soll, die bei 
Vertragsabschluss noch unbekannt waren. 
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BGH, Urteil vom 26. Januar 2022 - IV ZR 144/21
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Die Klausel benachteiligt den Versicherungsnehmer auch 
nicht nach § 307 Abs. 1 Satz 1,  Abs. 2 BGB unangemessen.

Es fehlt an einem gesetzlichen Leitbild.

Auch auf § 1a VVG kann nicht als gesetzliches Leitbild 
zurückgegriffen werden!



BGH, Urteil vom 26. Januar 2022 - IV ZR 144/21

• Eine Gefährdung des Vertragszwecks (§ 307 Abs. 2 Nr. 2 BGB) ist mit 
der Klausel ebenfalls nicht verbunden.

• Eine Leistungsbegrenzung bedeutet für sich genommen noch keine 
Vertragszweckgefährdung, sondern bleibt zunächst grundsätzlich der 
freien unternehmerischen Entscheidung des Versicherers überlassen, 
soweit er nicht mit der Beschreibung der Hauptleistung beim 
Versicherungsnehmer falsche Vorstellungen weckt.
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Treu und Glauben
BGH, Beschl. vom 08.09.2021 - IV ZR 133/20
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§ 5a VVG a.F.

05.05.2022 Aktuelle Fälle und Entscheidungen | 2022 - I. Quartal 58



BGH, Beschl. vom 08.09.2021 - IV ZR 133/20

• Auch bei einer fehlenden oder fehlerhaften Widerspruchsbelehrung kann
die Geltendmachung des Widerspruchsrechts ausnahmsweise Treu und
Glauben widersprechen und damit unzulässig sein, wenn besonders
gravierende Umstände des Einzelfalls vorliegen.
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BGH, Beschl. vom 08.09.2021 - IV ZR 133/20

1.9.2003 
Policenmodell

6.1.2008  
Beitragsfreistellung

25.8.2009 wieder 
Beitragspflicht

24.12.2010 
Kündigung

11.12.2015 
Überprüfung 

Rückkaufswert

10.11.2017  
Widerspruch
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BGH, Beschl. vom 08.09.2021 - IV ZR 133/20

• Bei einer fehlenden oder fehlerhaften Widerspruchsbelehrung kann 
die Geltendmachung des Widerspruchsrechts ausnahmsweise Treu 
und Glauben widersprechen und damit unzulässig sein, wenn 
besonders gravierende Umstände des Einzelfalls vorliegen, die vom 
Tatrichter festzustellen sind.

BGH v. 3.6.2020 – IV ZB 9/19

• Es bedarf eines Umstandes, der geeignet ist, das Vertrauen des 
Versicherers in den Fortbestand des Vertrags zu begründen.
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BGH, Beschl. vom 08.09.2021 - IV ZR 133/20

Beitragsfreistellung ein Umstand, der geeignet ist, das 
Vertrauen des Versicherers in den Fortbestand des 

Vertrags zu begründen?
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BGH, Beschl. vom 08.09.2021 - IV ZR 133/20

• Fortführungsantrag 

•Überprüfung der Auszahlungsbeträge
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